
Das letzte Heft der NK behan-
delte die drohende Zuwei-
sung des Strafvollzugs in die

Gesetzgebungskompetenz der Län-
der. Abgedruckt war ein Aufruf von
mehr als 80 Strafrechtswissenschaft-
lern, Strafvollzugsrechtlern und Kri-
minologen gegen diesen Ände-
rungsvorschlag der Föderalismus-
kommission vom Dezember 2004.
Inzwischen haben diesen Aufruf
mehr als 100 Kollegen und Kolle-
ginnen unterschrieben, er wurde in
zahlreichen Fachzeitschriften abge-
druckt, von mehreren Verbänden
unterstützt und an die Justizminis-
terien des Bundes und der Länder
sowie Mitglieder der entsprechen-
den Rechtsausschüsse versandt. Die
Reaktionen darauf waren – wie
nicht anders zu erwarten – differen-
ziert. Die im Aufruf genannten Ge-
fahren wurden von einigen als
übertrieben, von anderen als zutref-
fend eingeschätzt. Einige sind be-
reit, ergebnisoffen zu beraten, die
Grünen schweigen. Aber begeisterte
Befürworter einer Verlagerung der
Gesetzgebungskompetenz für den
Strafvollzug auf die Länder melde-
ten sich nicht.

In NK 1/2005, S. 6 haben wir
zwölf Fragen an die Bundesministe-
rin der Justiz Brigitte Zypries abge-
druckt. Es fiel ihr erkennbar schwer
zu antworten und noch schwerer zu
argumentieren. Mittlerweile hat sie
indirekt unsere Fragen beantwortet:
Argumente gab es offenbar keine für
die den Ländern angebotene Zu-
ständigkeitsverlagerung, aber aus
der Binnensicht von Politikerinnen
und Politikern gab es gute Gründe,
die Rechtseinheit auf diesem noto-
risch umkämpften Gebiet zu op-
fern, um Luft für Kompromisse in
anderen Feldern zu bekommen.
Auch stellt sie in Ihrem Schreiben
fest, dass es nur um die Übertragung
der Gesetzgebungskompetenz für
den Strafvollzug, nicht aber für den
Untersuchungshaftvollzug gehe.
Die für und gegen solche Änderung
sprechenden Argumente seien sorg-

fältig abgewogen worden und »im
Ergebnis erscheint mir eine Regio-
nalisierung des Strafvollzugsrechts
vertretbar im Zuge eines ›Gegenge-
schäfts‹ mit den Ländern.« Die Ge-
fahr eines völligen Auseinander-
driftens landesrechtli-cher Regelun-
gen halte sie auf Grund der verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben – der
Grundrechte und insbesondere des
Resozialisierungsgebots für sehr ge-
ring.

Die bayrische Staatsministerin
der Justiz Frau Dr. Beate Merk äu-
ßerte zunächst Verständnis dafür,
dass man an der vertrauten Bundes-
kompetenz für den Strafvollzug fest-
halten wolle, zumal sich das »mo-
derne Strafvollzugsgesetz« im Gro-
ßen und Ganzen bewährt habe. Für
die Überführung des Strafvollzugs
in die Landeszuständigkeit spräche
vor allem die Möglichkeit, dass die
Kosten des Strafvollzugs besser ge-
steuert werden und das Gesetzge-
bungsverfahren auf Landesebene
wesentlich beschleunigt werden
könnten. Die Argumente des Auf-
rufs hält die bayrische Justizministe-
rin für überzogen. »Bei einer Ände-
rung der Gesetzgebungszuständig-
keit besteht keineswegs die Gefahr,
dass einzelne Länder den Strafvoll-
zug auf einen reinen Verwahrvoll-
zug reduzieren. Die Unterzeichner
des Aufrufs können darauf vertrau-
en, dass die Gesetzgebungsorgane
der Länder die ihnen zugewiesenen
Zuständigkeiten ebenso verantwor-
tungsbewusst und sachkundig wahr-
nehmen wie der Bund.«

Ähnlich äußert sich die CSU-Lan-
desgruppe, vertreten durch ihren
Vorsitzenden Wolfgang Zeitlmann.
Zunächst stellte er kritisch fest, dass
im Rahmen der jetzigen Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes der
Bundesgesetzgeber zu Lasten Drit-
ter, also zu Lasten der Länderhaus-
halte entscheide. Mit Hinweis auf
den knappen Ausgang der letzten
Bundestagswahl nach nur vier Jah-
ren rot-grüner Mehrheit wird fest-

gestellt, dass die Mehrheitsverhält-
nisse in den Ländern doch überwie-
gend sehr langfristig seien und des-
halb nicht häufigere Regierungs-
wechsel und damit Veränderungen
der Strafvollzugspolitik zu erwarten
seien. »Im Übrigen ist durchaus
nicht auszuschließen, dass sich ein-
zelne Landesregierungen für eine
zusätzliche Stärkung von Resoziali-
sierungsmaßnahmen entscheiden,
da sie hoffen, durch geringere Rück-
fallquoten Einsparungen an ande-
rer Stelle zu erzielen.« Der Bundes-
tagsabgeordnete Zeitlmann betonte
gleichzeitig, dass sich der bundes-
deutsche Strafvollzug in der derzeit
bestehenden Form durchaus be-
währt habe und zumindest eine
umfangreiche Reduzierung der
Standards nicht wünschenswert sei.
Er sichert den Unterzeichnern des
Aufrufs zu, die vorgetragenen Argu-
mente nochmals abzuwägen und in
die gegebenenfalls zu treffende Ent-
scheidung einzubeziehen. 

Erfreulich schnell und ergebnis-
offen war die Reaktion des parla-
mentarischen Geschäftsführers der
CDU/ CSU-Bundestagsfraktion Dr.
Norbert Röttgen. Er teilte uns mit,
dass unter den Rechtspolitikern im
deutschen Bundestag – über die
Fraktionen hinweg – erhebliche Be-
denken gegen die Übertragung der
Bundeskompetenzen für den Straf-
vollzug auf die Länder bestünden.
Die Argumente im Aufruf in mei-
nem Anschreiben seien deshalb für
die zukünftigen Diskussionen sehr
wertvoll für ihn.

Auch das Mitglied des Rechtsaus-
schusses des Bundestags Siegfried
Kauder (CDU) dankte für das
Schreiben, stimmte ihm inhaltlich
zu und schrieb u.a.: »Die Föderalis-
muskommission hatte in der Tat
vor, die Gesetzgebungskompetenz
für den Strafvollzug als Bauernopfer
auf die Länder zu übertragen. Ich
selbst bin seit 26 Jahren Strafvertei-
diger und teile aus der Praxis heraus
die von Ihnen und Ihren Kolle-

gen/Kolleginnen vorgebrachten Be-
denken uneingeschränkt. Länder-
rechtliche Spezialitäten wären für
den Strafvollzug reines Gift. Sie
können sich darauf verlassen, dass
ich diesen Rechtsbereich nicht aus
den Augen lassen werde.« 

Hingegen sprach sich der Bun-
destagsabgeordnete Rainer Funke
von der FDP für einen Wettbe-
werbsföderalismus aus. Aber auch
er hält diesen nicht in allen Berei-
chen für sinnvoll. »Zu dem in Ih-
rem Schreiben angesprochenen Ge-
biet des Strafvollzugs kann ich Ih-
nen mitteilen, dass von meiner
Seite Ihre Bedenken hinsichtlich ei-
ner Länderkompetenz für den Straf-
vollzug geteilt werden. Es darf im
Strafvollzug nicht zu einem ›Fli-
ckenteppich‹ kommen. In einem
Bereich, in dem die Rechte von Bür-
gern so stark durch staatliche Ein-
griffe berührt werden, müssten
bundeseinheitliche Regelungen be-
stehen. Die Qualität des Strafvoll-
zugs und auch die Maßnahmen für
eine Wiedereingliederung dürfen,
im Sinne der Allgemeinheit und des
einzelnen Bürgers, in verschiede-
nen Bundesländern nicht von der
jeweiligen Haushaltslage und wech-
selnden politischen Verhältnissen
abhängig sein.« Das Schreiben en-
det mit der Versicherung, dass sich
die FDP-Vertreter für eine bundes-
einheitliche Regelung des Strafvoll-
zugs einsetzen werden. 

Seltsam bedeckt hielten sich die
Vertreter von SPD und Grünen im
Rechtsausschuss des Bundestages. Es
war von ihnen keine Reaktion zu er-
halten. Nur eine Stimme signalisier-
te ungeteilte Zustimmung, die Jus-
tizsenatorin Berlins Karin Schubert,
schrieb unter anderem folgendes:
Ich teile Ihre Bedenken gegen die
Verlagerung der Gesetzgebungskom-
petenz auf die Länder. Auch ich sehe
als verfehlt an, eine gewachsene und
bewährte bundeseinheitliche Geset-
zesmaterie zu zersplittern. Ich trete
dem Ansinnen der Föderalismus-
kommission daher nachdrücklich
entgegen und setze mich hierfür auf
allen politischen Ebenen ein. Dabei
führe ich unter anderem gerade
auch die von Ihnen vorgebrachten
Argumente in die Diskussion ein.«

Auch der rechtspolitische Spre-
cher der PDS-Fraktion im Abgeord-
netenhaus von Berlin ist der Auffas-
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Nachlese zum Aufruf für den Verbleib der
Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug
beim Bund
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sung, »dass eine Abschaffung der
Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des im Bereich Strafvollzug verfehlt
wäre.« Der Abgeordnete Dr. Klaus
Lederer hält die Abschaffung der
Bundeskompetenz auch unter dem
Gesichtspunkt der Gleichbehand-

lung von Strafgefangenen, die nach
gleichen Strafgesetzen bestraft wer-
den für äußerst problematisch, hält
jedoch die Möglichkeiten seiner ei-
genen Einflussnahme für gering,
zumal die PDS bei der Besetzung

der Föderalismuskommission nicht
berücksichtigt worden war.

Man wird darüber streiten kön-
nen, ob diese Reaktionen eher ermu-
tigend oder ernüchternd sind. Der
Aufruf hat allemal seinen Zweck er-

füllt über Konsequenzen und mögli-
che Gefahren zu informieren, einen
Rechtfertigungsdruck zu erzeugen
und das Thema Strafvollzug nicht als
gar zu leichten Spielball zu benutzen.
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Kriminologie zwischen Kritik
und Kooperation
Große Resonanz auf Kriminologietag 
in Frankfurt (Main)

Michael Jasch

Der rechtspolitische Zug
scheint unaufhaltsam auf ei-
nem Kurs von Punitivität

und Kontrolle zu sein. Kriminalpo-
litiker beschwören die »Sicherheit«
wie eine Ikone. Ob die Ausweitung
der Sicherungsverwahrung, mehr
und längere Haftstrafen, DNS-Kar-
teien oder der staatliche Zugriff auf
die Kontodaten jedes Bürgers – al-
les scheint im Dienste des eher af-
fektiven als präzise bestimmbaren
Begriffes der Sicherheit willkom-
men zu sein. An kriminologisch-
empirischen Belegen für ihre For-
derungen und Initiativen sind die
kriminalpolitischen Akteure meist
ebenso wenig interessiert wie die
breite Öffentlichkeit. Die Sorge
von Bürgern über Kriminalität hält
sich trotz konstanter oder rückläu-
figer Kriminalität auf hohem 
Niveau. Eine breite öffentliche 
Opposition gegen die stetigen Aus-
weitungen von polizeilichen Ein-
griffsbefugnissen und Datensamm-
lungen sucht man im deutschspra-
chigen Raum vergebens. 

Angesichts dieser gesellschaft-
lichen Großwetterlage war es über-
fällig, dass die Kriminologen der
großen Fachorganisationen im
deutschsprachigen Raum gemein-
sam ihr Verhältnis zu Prävention
und Sicherheit sowie die Situation
ihrer Wissenschaft in der Ausbil-
dung sämtlicher im Bereich des
Kriminaljustizsystems tätigen Be-
rufsgruppen diskutierten. Diese
beiden Themen bildeten die
Schwerpunkte des ersten Krimino-
logietages, zu dem 130 Wissen-

schaftler und Justizpraktiker aus
den Reihen der Gesellschaft für
interdisziplinäre wissenschaftliche
Kriminologie (GiwK), der Neuen Kri-
minologischen Gesellschaft (NKG)
und der Schweizerischen Arbeits-
gruppe für Kriminologie (SAK) in
Frankfurt am Main zusammen ge-
kommen sind. Die Sorge um einen
»drohenden oder schon vollzoge-
nen Bedeutungsverlust« der Krimi-
nologie, wie es im Tagungsaufruf
hieß, hatte acht Hochschullehrer
und -lehrerinnen zu dieser Initiati-
ve bewogen. Die hinter den skiz-
zierten Themen liegenden Fragen
sind wissenschaftstheoretisch kei-
neswegs neu, aber hochgradig ak-
tuell: Durch wen oder was wird der
Gegenstand der Kriminologie – sei
es in den Lehrbüchern, der For-
schung oder den Fachdiskursen –
heute eigentlich bestimmt? Ist die
wissenschaftliche Distanz der Kri-
minologen noch ausreichend gesi-
chert, wenn sich die Profession zu
einem großen Teil mit Auftrags-
und Begleitforschung zu aktuellen
staatlichen Projekten verdingt und
dabei mehr oder weniger reflektiert
sowohl die Gegenstände als auch
die Terminologie dieser Initiativen
übernimmt? An den in jüngerer
Zeit zunehmenden Thematisierun-
gen von »gemeingefährlichen Tä-
tern« (so das Titelthema von Heft 4
der NEUEN KRIMINALPOLITIK 2004), so-
genannten Intensivtätern oder des
Islamismus als einer innerstaat-
lichen Bedrohung (vgl. Bundes-
ministerium des Inneren: Texte zur
Inneren Sicherheit 2003) lässt sich
ablesen, wie nah der kriminologi-

sche Diskurs zumindest an die Rhe-
torik des kriminalpolitischen Zeit-
geistes heran gekommen ist. Natür-
lich entscheidet sich erst mit der
Vorgehensweise und Ausrichtung
dieser Arbeiten, ob und in wel-
chem Umfang der Kriminologe als
»Bedarfsforscher« (vgl.: M. Walter,
in: NEUE KRIMINALPOLITIK 2000, Heft 1)
agiert – und wenn ja, dann für
wessen Bedarf. 

In Frankfurt spitzte ein mit Mar-
tin Killias, Friedrich Lösel, Corne-
lius Prittwitz und Fritz Sack besetz-
tes Podium die Frage – etwas zu –
schnell auf das Verhältnis zwi-
schen Empirie und Theorie zu. So
sprach sich Friedrich Lösel (Erlan-
gen-Nürnberg) für eine (noch) stär-
kere Bedeutung empirischer For-
schung aus: »Wissenschaft muss
vor allem empirisch arbeiten«,
meinte er. Dies gelte auch für den
Bereich der Kriminalprävention,
die eine Form des gesellschaft-
lichen Risikomanagements darstel-
le, bei deren Evaluation stets ethi-
sche, rechtliche und politische Zu-
sammenhänge »mitgedacht« und
damit auch immanent bewertet
werden müssten. Dass speziell die
»deutsche Kriminologie überaus
lehrbuchlastig« sei, bemängelte
Martin Killias (Lausanne), der sich
ebenfalls für eine Verstärkung der
empirischen Forschungsanstren-
gungen stark machte. 

Dass dennoch nicht ohne theo-
retische Fundierung auszukommen
ist, machte Fritz Sack deutlich, der
davor warnte, »die Empirie durch
das Nadelöhr der Theorie zu zwän-
gen«. Angesichts der sich radikal
wandelnden europäischen Gesell-
schaften sieht Sack die künftigen
Aufgaben der Kriminologie unter
anderem in einer stärkeren Befas-
sung mit neuen Gegenstandsberei-
chen: Nicht vornehmlich die tradi-
tionell im Fokus stehenden Grup-
pen von Tätern und Opfern,
sondern die Politik, die privaten 

Sicherheitsindustrien und die Rolle
der Medien sollten stärker als bis-
lang in das Blickfeld der Kriminolo-
gie gelangen. Diesen Punkt griff
später Karl F. Schumann auf, der die
Einrichtung eines gemeinsamen
»Arbeitskreises Medien« als Schnitt-
stelle zwischen kriminologischer
Forschung und Massenmedien an-
regte, und damit auf große Zustim-
mung stieß. Für eine Überwindung
der überkommenen Gräben zwi-
schen kritischen und praxisorien-
tierten Kriminologen sowie den
unterschiedlich ausgerichteten
Fachgesellschaften sprach sich
Cornelius Prittwitz (Frankfurt a.M.)
mit Nachdruck aus. Kriminologie
müsse sich heute sowohl mit den
Ursachen und der Prävention von
Kriminalität befassen als auch –
dem Anspruch der Wissenschaft-
lichkeit folgend – stets kritisch sein.
Gerade das gegenwärtig zu konsta-
tierende Desinteresse der Kriminal-
politiker könne, vielleicht parado-
xerweise, eine größere Einigkeit
und Kooperation zwischen den an
ihrer gesellschaftlichen Wahrneh-
mung interessierten Kriminologen
bewirken. 

Gegen ein »verbreitetes Jam-
mern« unter den Kriminologen
über die eigene Wirkungslosigkeit
wandte sich Christian Pfeiffer (Han-
nover), der stattdessen von seinen
Kolleginnen und Kollegen deut-
lichere Schritte in die Öffentlichkeit
und ein offensiveres Zugehen auf
die kriminalpolitisch Verantwort-
lichen forderte. Auf diesen Wegen
gebe es durchaus, wie Pfeiffer an-
hand von Beispielen illustrierte, 
reale Chancen, kriminologische Er-
kenntnisse wirksam werden zu las-
sen. Dieser Einschätzung schloss
sich Kai-D. Bussmann (Halle) an,
der zudem auf einen Mangel enga-
gierter und qualifizierter Kriminolo-
gen an den Lehrstühlen hinwies:
»Es gibt viel zu wenige Leute an den
Hochschulen, die Kriminologie be-
treiben und nicht nur lesen wol-
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